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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1946 Ausgegeben am 16. September 1946 50. Stück

168. Bundesgesetz: Verstaatlichungsgesetz.
169. Bundesgesetz: Werksgenossenschaftsgesetz.

1 6 8 . Bundesgesetz vom 26. Juli 1946 über
die Verstaatlichung von Unternehmungen

(Verstaatlichungsgesetz).

Der Nat ional ra t ha t beschlossen:

§ 1. (1) Mit dem Inkraft t reten dieses Bundes-
gesetzes gehen die Anteilsrechte an den in der
Anlage genannten Gesellschaften und die dor t
angeführten Unte rnehmungen und Betriebe in
das Eigentum der Republ ik Österreich über.

(2) Hiefür ist eine angemessene Entschädigung
zu leisten; die näheren Vorschriften trifft ein be-
sonderes Bundesgesetz.

(3) Durch Verordnung kann bes t immt werden,
daß die in der Anlage angeführten Unte r -
nehmungen und Betriebe statt auf den Staat in
das Eigentum staatseigener Gesellschaften über-
gehen.

§ 2. (1) Das Bundesministerium für Vermögens-
sicherung und Wirtschaftsplanung ha t unter dem
Gesichtspunkte der zusammenfassenden W i r t -
schaftsplanung u n d - lenkung die Anteilsrechte
auszuüben und die Unternehmungen und Be-
triebe zu verwalten.

(2) Die Bundesregierung kann durch Verord-
nung Ausnahmen bestimmen.

§ 3 . Das Bundesministerium für Vermögens-
sicherung u n d Wirtschaftsplanung k a n n verstaat-
lichte Anteilsrechte, Unte rnehmungen und Be-
triebe mit Zus t immung des Hauptausschusses des
Nationalrates veräußern, soferne es mi t dem
Staatsinteresse vereinbar ist. Bei Veräußerungen
sind Gebietskörperschaften, sonstige öffentlich-
rechtliche Körperschaften sowie Erwerbs- und
Wirtschaftsgenossenschaften vorzugsweise zu be-
rücksichtigen.

§ 4. Die Eingänge aus Kaufpreisen und Er-
trägen der verstaatlichten Anteilsrechte, Unter -
nehmungen und Betriebe sind, soweit sie nicht
zu Entschädigungen verwendet werden, einem
Investitionsfonds für verstaatlichte Unte rneh-
mungen zuzuweisen, der v o m Bundesministerium
für Vermögenssicherung und Wirtschaftsplanung
verwaltet wird.

§ 5. Die notwendigen Eintragungen in die
öffentlichen Bücher und Register sind unter Be-
rufung auf dieses Bundesgesetz auf Antrag der
Finanzprokura tur durchzuführen; das Ansuchen
gilt als Urkunde im Sinne des § 33 Grund-
buchsgesetz.

§ 6. (l) Zwischen dem 27. April 1945 und dem
Inkraft treten dieses Bundesgesetzes vorgenom-
mene Rechtshandlungen, die sich auf verstaat-
lichte Gesellschaften, Unte rnehmungen und Be-
triebe beziehen, können durch die Finanzpro-
kura tu r angefochten werden, wenn sie geeignet
sind, den Zweck dieses Bundesgesetzes zu ver-
eiteln, oder offenkundig wirtschaftlich unbe-
gründet sind, wie insbesondere die Vereinbarung
unangemessen hoher Bezüge oder Zuwendungen.

(2) Bestehen triftige Gründe zur Annahme,
daß einer der Tatbestände des Abs. (1) vorliegt,
so ha t das Bundesministerium für Vermögens-
sicherung und Wirtschaftsplanung der Finanz-
p rokura tu r die Anfechtung der Rechtshandlung
aufzutragen.

(3) Die Anfechtung k a n n innerhalb eines Jahres
nach Inkraf t t re ten dieses Bundesgesetzes durch
Klage oder Einrede geltend gemacht werden.

(4) Die Bestimmungen der Anfechtungsordnung
vom 10. Dezember 1914, R . G . B l . N r . 357, sind
anzuwenden.

§ 7. (1) Vom Inkraf t t re ten dieses Bundesge-
setzes an bedürfen die nicht zum gewöhnlichen
Geschäftsbetrieb gehörigen Handlungen der ver-
staatlichten Gesellschaften, Unternehmungen und
Betriebe der Zust immung des Bundesministe-
riums für Vermögenssicherung und Wirtschafts-
planung; auch zum gewöhnlichen Geschäftsbe-
trieb gehörige Handlungen sind zu unterlassen,
wenn das Bundesministerium für Vermögens-
sicherung und Wirtschaftsplanung Einspruch er-
hebt. Rechtshandlungen, die ohne Zust immung
oder gegen den Einspruch vorgenommen wer-
den, sind unwirksam, wenn der Dr i t t e wußte
oder wissen mußte , daß sie über den gewöhn-
lichen Geschäftsbetrieb hinausgehen und die Zu-
st immung nicht erteilt oder daß gegen ihre Vor-
nahme Einspruch erhoben worden ist.
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(2) Die Bestimmungen des Abs. (1) treten nach
Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes außer Kraft, falls das Bundes-
ministerium für Vermögenssicherung und Wirt-
schaftsplanung hiefür nicht einen früheren Zeit-
punkt durch Verordnung bestimmt.

§ 8. Der Übergang von Rechten nach § 1 und
die zur Durchführung der Bestimmungen des § 1
erforderlichen Rechtsgeschäfte, Schriften und
Amtshandlungen unterliegen keiner öffentlichen
Abgabe.

§ 9. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Vermögenssiche-

rung und Wirtschaftsplanung im Einvernehmen
mit den beteiligten Bundesministerien, hinsicht-
lich der Bestimmungen des § 2, Abs. (2), die
Bundesregierung betraut. Das Bundesministerium
für Vermögenssicherung und Wirtschaftsplanung
kann erforderlichenfalls die Firmenbezeichnung
der in der Anlage genannten Gesellschaften und
der dort angeführten Unternehmungen und Be-
triebe durch Verordnung richtigstellen.

Renner
Figl Schärf Helmer Gerö Hurdes

Maisel Zimmermann Kraus Heinl Frenzel
Krauland Übeleis Altmann Gruber Weinberger

Anlage.

Es werden folgende Gesellschaften, Unternehmungen und Betriebe
verstaatlicht:
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1 6 9 . Bundesgesetz vom 26. Juli 1946 über
die Werksgenossenschaften (Werksgenossen-

schaftsgesetz).

Der Nat ionalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Ein Teil des Gesellschaftskapitales
(Kapitalanteil) der staatseigenen Un te rnehmun-
gen, deren Betrieb arbeitsintensiv ist und keimen
Monopolcharakter ha t , ist einer Werksgenos-
senschaft der Belegschaft zu widmen.

(2) Das gleiche gilt für Unternehmungen, an
denen die Republik Österreich beteiligt ist.

(3) Das Bundesministerium für Vermögens-
sicherung und Wirtschaftsplanung setzt mit Zu-
st immung des Hauptausschusses des Nat ional-
rates nach Anhörung der zuständigen Kammern
für Handel , Gewerbe, Industrie, Geld- und
Kreditwesen sowie der zuständigen Arbeiter-
kammern durch Verordnung die Un te rnehmun-
gen fest, bei denen eine Werksgenossenschaft
zu bilden ist, und bestimmt die H ö h e des Ka-
pitalanteiles sowie den Kaufpreis. Der Kapital-

anteil darf die Hälfte des Gesellschaftskapitals
(der Beteiligung) nicht erreichen.

§ 2. (1) Die Werksgenossenschaft ha t Rechts-
persönlichkeit.

(2) Jeder Dienstnehmer ist nach einjähriger
Dauer seines Dienstverhältnisses Mitglied der
Genossenschaft.

(3) Jeder Genossenschafter kann nu r einen Ge-
schäftsanteil besitzen.

(4) Die Geschäftsanteile können weder ver-
äußert noch belastet werden.

(5) Die Mitgliedschaft erlischt mit Beendigung
des Dienstverhältnisses.

(6) Die näheren Vorschriften über die Werks -
genossenschaft, insbesondere über ihre Err ichtung,
Organisat ion, Tät igkei t und Auflösung, das
Rechtsverhältnis de r Mitglieder, die Beschrän-
kung de r Haf tung d e r Genossenschafter auf
ihren Geschäftsanteil und die Überwachung durch
das Bundesminister ium für Vermögenssicherung
und Wirtschaftsplanung als Aufsichtsbehörde
werden durch Vero rdnung erlassen.
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§ 3. (1) Der Werksgenossenschaft fällt der
Reingewinn zu, der auf den ihr gewidmeten
Kapitalanteil von der Unternehmung nach Er-
richtung der Genossenschaft ausgeschüttet wird.
Hievon ist in der Regel die Hälfte zur Zahlung
des Kaufpreises für den Kapitalanteil zu ver-
wenden. Dieser Betrag ist nach Kopfteilen auf
die Genossenschafter aufzuteilen und auf ihre
Einlagen zu verrechnen.

(2) Der Rest des Reingewinnes ist nach Deckung
der Aufwendungen der Genossenschaft und
Bildung angemessener Rücklagen nach Kopfteilen
an die Mitglieder auszuschütten.

§ 4. (1) Die Genossenschaft kann ihren Kapital-
anteil nur mit Zustimmung des Bundesministe-
riums für Vermögenssicherung und Wirtschafts-
planung veräußern oder belasten.

(2) Wenn die Veräußerung nicht an den Staat
(an staatseigene Gesellschaften) und die Be-
lastung nicht zu dessen Gunsten erfolgen, ist die
Zustimmung des Hauptausschusses des National-
rates erforderlich.

§ 5. Die Vertretung des Kapitalanteiles in den
Organen der Unternehmung steht bis zur Er-
werbung des Kapitalanteiles durch die Genossen-
schaft je zur Hälfte dem Bundesministerium für
Vermögenssicherung und Wirtschaftsplanung
und der Genossenschaft, nach der Erwerbung
dieser allein zu.

§ 6. (1) Die zur Übertragung des Kapital-
anteiles an die Werksgenossenschaft erforder-
lichen Rechtsgeschäfte, Schriften und Amtshand-
lungen unterliegen keiner öffentlichen Abgabe.

(2) Die auf den Kapitalanteil entfallenden
Gewinnanteile bleiben für die Körperschafts-
steuer außer Ansatz.

§ 7. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Vermögenssiche-
rung und Wirtschaftsplanung im Einvernehmen
mit den beteiligten Bundesministerien betraut.

Renner
Figl Krauland


